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Tag Inhalt: Seite 
27. 4. 32. Polizeiverordnung über die Behandlung der Ausländer (Ausländerpolizeiverordnung 9g 179 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, 

ide ,, ß ER SE 188 


(Mr. 13743.) Polizeiverordnung über die Behandlung der Ausländer (Ausländerpolizeiverordnung). 
Vom 27. April 1932. 


Auf Grund des § 3 Abſ. 5 und der SS 14, 25, 33 und 54 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 
1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird mit dem aus dieſer Verordnung ſich ergebenden Vorbehalte, 
der es dem Miniſter des Innern geſtattet, Abweichungen von einzelnen Vorſchriften zuzulaſſen, für 
das preußiſche Staatsgebiet verordnet, was folgt: 


8 1. 
Jeder Ausländer iſt zum Aufenthalt im preußiſchen Staatsgebiete zugelaſſen, ſolange er die in 
dieſem Gebiete geltenden Geſetze und Verwaltungsvorſchriften befolgt. Ein Anſpruch auf Geſtattung 
des Aufenthalts ſteht dem Ausländer nicht zu. 


Polizeiliche Meldung. 


§ 2. 
() Ausländer unterliegen im preußiſchen Staatsgebiete den für Reichsangehörige geltenden 
Meldepolizeivorſchriften. 
(2) Für beſtimmte Teile des preußiſchen Staatsgebiets können mit Genehmigung des 
Miniſters des Innern beſondere Meldepolizeivorſchriften für Ausländer erlaſſen werden. 


Aufenthaltserlaubnis. 
Sagt 


() Jeder über fünfzehn Jahre alte Ausländer bedarf einer Aufenthaltserlaubnis, wenn er 
ſich länger als ſechs Monate im preußiſchen Staatsgebiet ununterbrochen aufhalten will oder aufhält. 
(2) Das gleiche gilt ohne Rückſicht auf die Dauer des Aufenthalts, wenn der Ausländer im 
preußiſchen Staatsgebiet 
1. als Arbeitnehmer ſich betätigen will, 
2. ſelbſtändig einen Gewerbebetrieb, einen landwirtſchaftlichen Betrieb oder einen landwirtſchaft⸗ 
lichen Nebenbetrieb anfangen will. 

(3) Die ausländiſchen Beſucher deutſcher öffentlicher Bildungsanſtalten bedürfen einer Auf⸗ 
enthaltserlaubnis für das preußiſche Staatsgebiet erſt bei einem Aufenthalte von mehr als zwölf 
Monaten. 

(4) Die Friſten von ſechs und zwölf Monaten beginnen mit dem Tage, an dem die erſte poli⸗ 
zeiliche Meldung im preußiſchen Staatsgebiet erfolgt iſt oder ſpäteſtens hätte erfolgen müſſen. 


8 4. 
Die Aufenthaltserlaubnis wird in der Regel auf unbeſtimmte Dauer (obis auf weiteres“) 
und für das geſamte preußiſche Staatsgebiet erteilt. 
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85. 

Die Aufenthaltserlaubnis kann mit Wirkung für das geſamte preußiſche Staatsgebiet oder 

für einen beſtimmten Teil dieſes Gebiets einem Ausländer verſagt werden: 

1. wenn er im Reichsgebiet wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens oder im 
Ausland wegen einer Tat, die nach deutſchem Rechte als Verbrechen oder Vergehen gilt, 
rechtskräftig verurteilt iſt; 

2. wenn im Reichsgebiet oder im Ausland durch unanfechtbare Entſcheidung ſeine Unter⸗ 
bringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, in einer Trinterheil- oder Entziehungsanſtalt, 
in einem Arbeitshaus, in einer Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt oder in der Siche⸗ 
rungsverwahrung angeordnet iſt; 

3. wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß ſein Aufenthalt die innere Sicherheit im 
Reichsgebiet oder die äußere Sicherheit des Reichs gefährdet; 

4. wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß ſein Aufenthalt erhebliche wirtſchaftliche 
Intereſſen des Reichs oder eines deutſchen Landes gefährdet; 

5. wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß ſein Aufenthalt die öffentliche Geſundheit 
oder Sittlichkeit im Reichsgebiet gefährdet; 

6. wenn er offenbar nicht über genügende Mittel zur Beſtreitung ſeines und des Lebens⸗ 
unterhalts ſeiner Familie verfügt. 

‘ § 6. 

Die Aufenthaltserlaubnis kann auf eine beſtimmte Zeit und auf einen beſtimmten Teil des 

preußiſchen Staatsgebiets beſchränkt ſowie unter Bedingungen und unter Auflagen erteilt werden. 


SEE 

() Die Aufenthaltserlaubnis kann unter den Vorausſetzungen des $ 42 Abſ. 1 des Polizei⸗ 
verwaltungsgeſetzes zurückgenommen oder nachträglich eingeſchränkt werden. Die nachträgliche 
Einſchränkung erfolgt gemäß § 6 dieſer Verordnung. 

(2) Die Zurücknahme der Aufenthaltserlaubnis nach § 42 Abſ. 1 Buchſt. d des Polizeiverwal⸗ 
tungsgeſetzes iſt in der Regel ausgeſchloſſen, wenn ſeit dem amtlichen Bekanntwerden der Voraus⸗ 
ſetzungen für die Zurücknahme ein Jahr vergangen iſt oder wenn ſich der Ausländer zehn Jahre 
ununterbrochen im Reichsgebiet aufhält. 

§ 8. 

Die Verlängerung der auf eine beſtimmte Zeit erteilten Aufenthaltserlaubnis kann mit 
Wirkung für das geſamte preußiſche Staatsgebiet oder für einen beſtimmten Teil dieſes Gebiets 
verſagt werden: 

1. wenn nachträglich bekannt wird, daß die Vorausſetzungen des § 5 Ziffer 1 und 2 vorliegen, 

oder wenn dieſe Vorausſetzungen nach der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis eintreten; 

2. wenn hinſichtlich des weiteren Aufenthalts eine der Vorausſetzungen des § 5 Ziffer 3 bis 

6 vorliegt. 


89. 
Die Aufenthaltserlaubnis erliſcht, wenn der Ausländer feinen Aufenthalt im preußifchen 
Staatsgebiet unterbricht. 
§ 10. 
() Iſt die Aufenthaltserlaubnis mit Wirkung für das geſamte preußiſche Staatsgebiet ver⸗ 
jagt oder iſt die Aufenthaltserlaubnis abgelaufen oder zurückgenommen oder find die Voraus⸗ 
ſetzungen für einen Aufenthalt, der einer beſonderen Erlaubnis nicht bedarf, fortgefallen, ſo hat der 
Ausländer das preußiſche Staatsgebiet zu verlaſſen. Iſt die Aufenthaltserlaubnis mit Wirkung für 
einen beſtimmten Teil des preußiſchen Staatsgebiets verſagt, ſo hat der Ausländer das Gebiet zu 
verlaſſen, für das die Verſagung verfügt iſt. 
() Sit die Aufenthaltserlaubnis für einen beſtimmten Teil des preußiſchen Staatsgebiets 
erteilt, ſo hat der Ausländer das Gebiet zu verlaſſen, für das die Erlaubnis nicht gilt. 
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Ausländerkontrollen. 
8 11. 


Polizeiliche Ausländerkontrollen finden im preußiſchen Staatsgebiete nur ſtatt, wenn beſondere 
Gründe ſolche Kontrollen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit erfordern. 


Ausweiſung. 
§ 12. 
(J) Ein Ausländer kann nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften aus dem Reichsgebiet 
oder aus dem preußiſchen Staatsgebiet ausgewieſen werden. 
(2) Die Ausweiſung enthält das Gebot des Verlaſſens und das Verbot des Wiederbetretens 
des Gebiets, für das die Ausweiſung verfügt iſt. 


8 13. 
Ein Ausländer kann aus dem Reichsgebiete nur auf Grund reichsrechtlicher Vorſchriften 
ausgewieſen werden. 
§ 14. 

Ein Ausländer kann aus dem preußiſchen Staatsgebiet ausgewieſen werden: 

1. wenn er im Reichsgebiet wegen eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens oder im 
Ausland wegen einer Tat, die nach deutſchem Rechte als Verbrechen oder Vergehen gilt, 
rechtskräftig verurteilt iſt; 

2. wenn im Reichsgebiet oder im Ausland durch unanfechtbare Entſcheidung ſeine Unter⸗ 
bringung in einer Heil- oder Pflegeanſtalt, in einer Trinkerheil- oder Entziehungsanſtalt, 
in einem Arbeitshaus, in einer Erziehungs- oder Beſſerungsanſtalt oder in der Sicherungs⸗ 
verwahrung angeordnet iſt; 

3. wenn er ſich ſtaatsfeindlich gegen das Reich oder ein deutſches Land betätigt oder betätigt hat; 

4. wenn ſein Verhalten die ordnungsmäßigen Beziehungen des Reichs zum Ausland gefährdet; 

wenn ſein Verhalten die öffentliche Geſundheit oder Sittlichkeit gefährdet; 

wenn er der wegen Inanſpruchnahme der öffentlichen Fürſorge ergangenen Aufforderung 
der zuſtändigen Behörde, in den außerdeutſchen Staat abzureiſen, deſſen Übernahme⸗ 
verpflichtung ohne weiteres feſtſteht oder in einem förmlichen Heimſchaffungsverfahren 
anerkannt worden iſt, nicht nachkommt; 

7. wenn er als Bettler oder als Landſtreicher umherzieht; 

8. wenn er ſich im Sinne des § 10 unbefugt im preußiſchen Staatsgebiet aufhält; 

9. wenn er aus dem Reichsgebiet ausgewieſen werden kann. 


8.15 
() Ein Ausländer ſoll nicht ausgewieſen werden: 
wenn er ſich zehn Jahre ununterbrochen im Reichsgebiet aufhält; 
wenn er das fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat; 
wenn er ſich fünf Jahre ununterbrochen im Reichsgebiet aufhält und nur eine Zuwiderhandlung 
gegen die Paßvorſchriften oder ein Ausweiſungsgrund nach § 14 Ziffer 8 vorliegt; 

4. wenn er glaubhaft macht, daß er als politiſcher Flüchtling bei der Rückkehr in ſeinen Heimat⸗ 
ſtaat der Verfolgung ausgeſetzt ſein würde und nur eine Zuwiderhandlung gegen die Paß⸗ 
vorſchriften oder ein Ausweiſungsgrund nach § 14 Ziffer 6 oder 8 vorliegt; 

5. wenn er, obwohl ein Ausweiſungsgrund nach 8 14 Ziffer 1 vorliegt, ſich fünf Jahre feit 
Beendigung der Strafvollſtreckung ununterbrochen im Reichsgebiet aufhält und während dieſer 
Zeit wegen eines Verbrechens oder Vergehens nicht wieder beſtraft worden iſt. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 Ziffer 1, 2 und 5 finden keine Anwendung, wenn die Aufrecht⸗ 
erhaltung der öffentlichen Sicherheit die Ausweiſung erfordert. 

(8) Die Vorſchrift des Abſ. 1 Ziffer 1 findet keine Anwendung, wenn ein Ausweiſungsgrund 
nach § 14 Ziffer 6 vorliegt. 
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§ 16. 

Ein Ausländer fol nicht ausgewieſen werden, wenn die Durchführung der Ausweiſung für 
ihn oder ſeine Ehefrau oder für ſeine oder ſeiner Ehefrau minderjährigen Kinder im Verhältnis 
zu der Bedeutung, die der Ausweiſungsgrund für die Allgemeinheit hat, eine unbillige Härte 
bedeuten würde. 

SIT 

(1) Einem von einer preußiſchen Polizeibehörde aus dem Reichsgebiet oder aus dem preußifchen 
Staatsgebiet ausgewieſenen Ausländer kann, wenn beſondere in ſeiner Perſon liegende Gründe 
es erfordern und ein von der Polizei zu ſchützendes Intereſſe nicht erheblich verletzt iſt oder bedroht 
wird, auf Antrag die Rückkehr in das preußiſche Staatsgebiet zu vorübergehendem Aufenthalte bis 
zu ſechs Monaten, jedoch nicht zur Ausübung eines der im § 3 Abſ. 2 bezeichneten Berufe oder 
zum Beſuch einer der im § 3 Abſ. 3 bezeichneten Bildungsanſtalten geſtattet werden. 

(2) Einem von einer Behörde eines anderen deutſchen Landes aus dem Reichsgebiet aus⸗ 
gewieſenen Ausländer kann nach Maßgabe des Abſ. 1 der vorübergehende Aufenthalt im preußiſchen 
Staatsgebiet bis zu ſechs Monaten geſtattet werden, wenn die zuſtändige Behörde des Landes, in 
dem die Reichsverweiſung verfügt worden iſt, zugeſtimmt hat. 


§ 18. 
(1) Die Ausweiſung iſt auf Antrag aufzuheben, wenn der Ausweiſungsgrund weggefallen iſt. 
(2) Die Ausweiſung kann auf Antrag aufgehoben werden, wenn beſondere in der Perſon des 
ausgewieſenen Ausländers liegende Gründe es erfordern und ein von der Polizei zu ſchützendes 
Intereſſe nicht erheblich verletzt iſt oder bedroht wird. 


Aufenthaltsverbot. 
§ 19. 

(1) Einem Ausländer, der ſich nicht im preußiſchen Staatsgebiete befindet, kann der Aufenthalt 
in dieſem Gebiete verboten werden, wenn er aus einem anderen deutſchen Lande ausgewieſen iſt. 

(2) Die Vorſchriften der SS 15, 16 und 18 finden entſprechende Anwendung. 

() Einem Ausländer, gegen den gemäß Abſ. 1 ein Aufenthaltsverbot angeordnet ift, kann 
nach Maßgabe des § 17 Abſ. 1 der vorübergehende Aufenthalt im preußiſchen Staatsgebiete geftattet 
werden. 

Zurückweiſung an der Grenze. 
§ 20. 
(1) Ein Ausländer iſt, vorbehaltlich der Vorſchriften des § 17 und § 19 Abſ. 3, an der Grenze 
zurückzuweiſen: 

1. wenn er aus dem Reichsgebiet oder aus dem preußiſchen Staatsgebiet ausgewieſen iſt; 

2. wenn gegen ihn gemäß $ 19 Abſ. 1 ein Aufenthaltsverbot angeordnet iſt. 
(2) Ein Ausländer kann an der Grenze zurückgewieſen werden: 

1. wenn er aus einem anderen deutſchen Lande ausgewieſen iſt; 

2. wenn er offenbar nicht über genügende Mittel zur Beſtreitung ſeines und des Lebensunterhalts 
ſeiner Familie verfügt; 

3. wenn Tatſachen bekannt ſind, die ſeine Ausweiſung aus dem Reichsgebiet oder aus dem 
preußiſchen Staatsgebiete rechtfertigen würden. 

(8) Die Zurückweiſung nach Abſ. 1 und 2 erfordert keine weitere Förmlichkeit. 


Zurückſchiebung über die Grenze. 
21. 

() Ein Ausländer, der im preußiſchen Staatsgebiete zum Aufenthalt nicht zugelaſſen iſt, 
kann unter den Vorausſetzungen des § 20 Abſ. 2 über die Grenze wieder zurückgeſchoben werden, 
wenn er im Grenzbezirk angetroffen wird und ſeit ſeinem Grenzübertritte noch nicht achtundvierzig 
Stunden vergangen ſind. 
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E) Die Vorſchriften des § 15 Abſ. 1 Ziffer 2 und 4 ſowie des § 16 und S 20 Abſ. 3 finden 
entſprechende Anwendung. 
Wegweiſung. 
§ 22. 
() Ein Ausländer kann aus dem preußiſchen Staatsgebiete weggewieſen werden: 
1. wenn er ſich einer Zuwiderhandlung gegen die Paßvorſchriften ſchuldig gemacht hat; 
2. wenn er ſich im Sinne des 8 10 unbefugt im preußiſchen Staatsgebiet aufhält. 
(2) Die Wegweiſung enthält das Gebot des Verlaſſens des preußiſchen Staatsgebiets. 
() Die Vorſchriften des S 15 Abſ. 1 Ziffer 1, 2, 3, 4 ſowie der SS 16 und 18 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Ortsverweiſung und Bezirksverweiſung. 
8 23. 

(1) Ein Ausländer kann, abgeſehen von den nach den geltenden Vorſchriften auch für In⸗ 
länder in Betracht kommenden Fällen, aus einem Ortspolizeibezirk oder aus einem Landespolizei⸗ 
bezirke verwieſen werden, wenn ſein Verbleiben an dem bisherigen Aufenthaltsort eine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bedeutet. 

(2) Einem Ausländer, der gemäß Abſ. 1 aus einem Ortspolizeibezirk oder aus einem Landes⸗ 
polizeibezirke verwieſen ift, kann nach Maßgabe des § 17 Abſ. 1 die Rückkehr in das verbotene Gebiet 
zu vorübergehendem Aufenthalte geſtattet werden. 

(3) Die Vorſchriften des § 18 finden entſprechende Anwendung. 


Durchtransport. 
§ 24. 

Wird ein Ausländer, der aus einem außerdeutſchen Staate oder von einer Behörde eines 
anderen deutſchen Landes ausgewieſen iſt, zum Zwecke der Abſchiebung über die Reichsgrenze durch 
das preußiſche Staatsgebiet befördert, ſo haben die für die Anordnung und die Durchführung des 
Transports zuſtändigen Polizeibehörden ſich jeder ſachlichen Nachprüfung der Ausweiſungs⸗ 
verfügung zu enthalten. Zur Abſchiebung über die Reichsgrenze bedarf es keiner weiteren Ver⸗ 
fügung einer preußiſchen Polizeibehörde. 

Verfahren. 
§ 25. 

() Soll die Aufenthaltserlaubnis verſagt oder entgegen dem Antrage mit zeitlicher oder mit 
räumlicher Beſchränkung oder unter Bedingungen oder unter Auflagen erteilt oder zurückgenommen 
oder nachträglich eingeſchränkt werden, ſo iſt der Ausländer vor der Entſcheidung in der Regel 
zu hören. 

E) Das gleiche gilt, wenn die Ausweiſung, die Wegweiſung, die Ortsverweiſung oder die 
Bezirksverweiſung eines Ausländers angeordnet werden ſoll. 


§ 26. 

() Die Erteilung, die Verſagung, die Zurücknahme ſowie die nachträgliche Einſchränkung 
der Aufenthaltserlaubnis, die Erteilung der Rückkehrerlaubnis nach § 17 Abſ. 1 und 8 23 Abſ. 2 
und der Aufenthaltserlaubnis nach § 19 Abſ. 3 ſowie die Anordnung und die Aufhebung der Aus⸗ 
weiſung, des Aufenthaltsverbots, der Wegweiſung, der Ortsverweiſung und der Bezirksverweiſung 
ſind dem Ausländer ſchriftlich mitzuteilen. Die Anordnung der Wegweiſung, der Ortsverweiſung 
und der Bezirksverweiſung kann dem Ausländer auch protokollariſch bekanntgegeben werden. 

2) Die Entſcheidung, durch welche die Aufenthaltserlaubnis verſagt oder entgegen dem 
Antrage mit zeitlicher oder mit räumlicher Beſchränkung oder unter Bedingungen oder unter Auf⸗ 
lagen erteilt oder zurückgenommen oder nachträglich eingeſchränkt wird, ſowie die Entſcheidung 
über die Anordnung der Ausweiſung oder des Aufenthaltsverbots ſind zuzuſtellen. 
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§ 27. 

Iſt die Aufenthaltserlaubnis verſagt oder entgegen dem Antrage mit zeitlicher oder mit 
räumlicher Beſchränkung erteilt oder zurückgenommen oder nachträglich eingeſchränkt, ſo finden, 
wenn der Ausländer einer ſolchen Entſcheidung zuwiderhandelt, die Vorſchriften des 8 14 Ziffer 8 
und des § 22 Abſ. 1 Ziffer 2 ohne weiteres Anwendung. Iſt die Aufenthaltserlaubnis mit Wirkung 
für einen beſtimmten Teil des preußiſchen Staatsgebiets verſagt oder entgegen dem Antrage mit 
räumlicher Beſchränkung erteilt, ſo findet, wenn der Ausländer einer ſolchen Entſcheidung zuwider⸗ 
handelt, außerdem die Vorſchrift des § 23 Abſ. 1 ohne weiteres Anwendung. 


§ 28. 
Bei der Anordnung der Ausweiſung, der Wegweiſung, der Ortsverweiſung und der Bezirks⸗ 
verweiſung iſt dem Ausländer zur Abreiſe oder zum Verlaſſen des verbotenen Gebiets eine an⸗ 
gemeſſene Friſt zu ſetzen. 


§ 29. 

() Bei der Ausweiſung und bei der Wegweiſung iſt von der Feſtſetzung des zur Befolgung 
polizeilicher Verfügungen im § 55 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vorgeſehenen Zwangsgeldes 
(Zwangshaft) abzuſehen, wenn die ſofortige Anwendung des unmittelbaren Zwanges in der Form 
der Abſchiebung erforderlich iſt. Die Abſchiebung hat über die Reichsgrenze zu erfolgen. Zur Vor⸗ 
bereitung dieſer Abſchiebung iſt erforderlichenfalls die Einleitung eines förmlichen Heimſchaffungs⸗ 
verfahrens zu beantragen. 

E) Gegen einen Ausländer, der ohne Erlaubnis nach feiner Ausweiſung in das preußiſche 
Staatsgebiet zurückkehrt, iſt die Ausweiſung alsbald durch Abſchiebung über die Reichsgrenze erneut 
durchzuführen. Das gleiche gilt, wenn ein ausgewieſener Ausländer, der gemäß § 17 die Erlaubnis 
zu vorübergehendem Aufenthalt im preußiſchen Staatsgebiet erhalten hat, nach Ablauf der Aufent⸗ 
haltserlaubnis dieſes Gebiet nicht verläßt. 

§ 30. 


() Ein Ausländer, der nach § 29 abgeſchoben werden ſoll, kann bis zu feiner Abbeförderung 
gemäß § 14 und § 15 Abſ. 3 des Polizeiverwaltungsgeſetzes in polizeiliche Verwahrung 
genommen werden, wenn dies zur Sicherſtellung der Durchführung der Abſchiebung und im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit geboten erſcheint. 

(2) An Stelle der polizeilichen Verwahrung kann einem Ausländer unter den Vorausſetzungen 
des Abſ. 1 bis zu ſeiner Abbeförderung ein beſtimmter Aufenthaltsort vorgeſchrieben oder die Er⸗ 
füllung beſtimmter Verpflichtungen auferlegt werden. 


§ 31. 

Die Ausweiſung und die Wegweiſung eines Ausländers, der keine Staatsangehörigkeit beſitzt 
oder deſſen Staatsangehörigkeit unbekannt oder ungeklärt iſt, darf durch Abſchiebung nur in einen 
außerdeutſchen Staat, welcher der Aufnahme des ausgewieſenen oder des weggewieſenen Ausländers 
zugeſtimmt hat, durchgeführt werden. 

§ 32. 
Die Anwendung der Zwangsmittel nach § 29 gegen einen Ausländer, deſſen Auslieferung 
verlangt iſt, hat zu unterbleiben, ſolange nicht über den Auslieferungsantrag entſchieden iſt. 


§ 33. 

(0 Die Ausweiſung und die Wegweiſung darf nicht durch Abſchiebung in einen außerdeutſchen 
Staat durchgeführt werden, deſſen Auslieferungserſuchen abgelehnt iſt oder auf Grund des Aus⸗ 
lieferungsgeſetzes vom 23. Dezember 1929 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 239) abzulehnen wäre. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet nur fo lange Anwendung, als im Ausland die Straf⸗ 
verfolgung oder die Strafvollſtreckung wegen der Tat, wegen deren das Auslieferungserſuchen 
abgelehnt iſt, noch durchgeführt werden kann. 
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§ 34. 

Die Vorſchriften des § 29 Abſ. 1 Satz 3 und Abſ. 2 ſowie der Ss 30 bis 33 finden entſprechende 
Anwendung gegenüber einem Ausländer, der nach Anordnung eines Aufenthaltsverbots das 
preußiſche Staatsgebiet betritt. 

§ 35. 
Die Vorſchriften der SS 30 bis 33 finden auf die Zurückſchiebung über die Grenze ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 
§ 36. 

Im Falle der Ausweiſung kann von der Anwendung der Zwangsmittel nach § 29 Abſ. 1 mit 
Ausſicht auf ſpätere Aufhebung der Ausweiſung unter Bewilligung einer Bewährungsfriſt ab⸗ 
geſehen werden. f 

§ 37. 
In anderen als in den durch dieſe Verordnung geregelten Fällen darf ein Ausländer aus 
dem preußiſchen Staatsgebiete nicht abgeſchoben werden. 


§ 38. 

(1) Bei der Ortsverweiſung und bei der Bezirksverweiſung iſt von der Feſtſetzung des zur 
Befolgung polizeilicher Verfügungen im 8 55 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vorgeſehenen Zwangs⸗ 
geldes (Zwangshaft) abzuſehen, wenn die ſofortige Anwendung des unmittelbaren Zwanges 
erforderlich iſt, um den Ausländer aus dem verbotenen Gebiete zu entfernen. 

(2) Gegen einen Ausländer, der ohne Erlaubnis nach ſeiner Ortsverweiſung oder nach ſeiner 
Bezirksverweiſung in das verbotene Gebiet zurückkehrt, iſt die Ortsverweiſung oder die Bezirks⸗ 
verweiſung alsbald durch die ſofortige Anwendung des unmittelbaren Zwanges erneut durchzu⸗ 
führen. Das gleiche gilt, wenn ein aus einem Ortspolizeibezirk oder aus einem Landespolizeibezirke 
verwieſener Ausländer, der gemäß § 23 Abſ. 2 die Erlaubnis zu vorübergehendem Aufenthalt in 
dem verbotenen Gebiet erhalten hat, nach Ablauf der Aufenthaltserlaubnis dieſes Gebiet nicht 
verläßt. 

(8) Die Vorſchriften des § 30 finden entſprechende Anwendung. 


Ausländerpolizeibehörden. 
§ 39. 

() Die Durchführung dieſer Verordnung liegt den Ortspolizeibehörden ob, ſoweit nicht ein 
anderes beſtimmt äſt. Die Landespolizeibehörden können die den Ortspolizeibehörden hiernach zu⸗ 
gewieſenen Befugniſſe auf die Kreispolizeibehörden übertragen. 

(2) Ortlich zuſtändig iſt die Polizeibehörde, in deren Bezirke der Ausländer ſich aufhält oder 
aufhalten will oder in deren Bezirke ſich die Notwendigkeit zu polizeilichem Eingreifen gegen den 
Ausländer ergibt. 

§ 40. 

() Über die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis entſcheidet die Kreispolizeibehörde, in deren 
Bezirke der Ausländer ſich aufhält oder aufhalten will. Über die Zurücknahme und die nachträgliche 
Einſchränkung der Aufenthaltserlaubnis entſcheidet die Kreispolizeibehörde, welche die Aufenthalts⸗ 
erlaubnis erteilt hat, oder mit ihrer Einwilligung die Kreispolizeibehörde, in deren Bezirke der 
Ausländer ſich aufhält. 

(2) Über die Anordnung der Ausweiſung, der Wegweiſung, der Ortsverweiſung und der 
Bezirksverweiſung entſcheidet die Landespolizeibehörde, in deren Bezirke ſich die Notwendigkeit zu 
polizeilichem Eingreifen gegen den Ausländer ergibt. Mit Genehmigung des Miniſters des Innern 
kann zugelaſſen werden, daß die Anordnung der Wegweiſung durch die Kreispolizeibehörde oder 
durch die Ortspolizeibehörde im Namen der Landespolizeibehörde erfolgt. 

() Über die Anordnung des Aufenthaltsverbots entſcheidet der Polizeipräſident in Berlin als 
Landespolizeibehörde. 
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(4) Über die Aufhebung der Ausweiſung, des Aufenthaltsverbots, der Wegweiſung, der Orts⸗ 
verweiſung und der Bezirksverweiſung entſcheidet die Landespolizeibehörde, welche dieſe Maß⸗ 
nahmen angeordnet hat oder in deren Namen ſie angeordnet ſind. 

(6) Über die Erteilung der Rückkehrerlaubnis nach § 17 Abi. 1 und § 23 Abſ. 2 und der 
Aufenthaltserlaubnis nach § 19 Abſ. 3 entſcheidet die Landespolizeibehörde, welche die Ausweiſung, 
das Aufenthaltsverbot, die Ortsverweiſung oder die Bezirksverweiſung angeordnet hat, oder mit 
ihrer Einwilligung die Landespolizeibehörde, in deren Bezirke der Ausländer ſich vorübergehend 
aufhalten will. Für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 17 Abſ. 2 iſt die Landespolizei⸗ 
behörde zuſtändig, in deren Bezirke der Ausländer ſich vorübergehend aufhalten will. Über die 
Bewilligung einer Bewährungsfriſt entſcheidet die Landespolizeibehörde, welche die Ausweiſung 
angeordnet hat. 

(6) Im Falle des § 14 Ziffer 4 bedarf die Anordnung und die Aufhebung der Ausweiſung 
ſowie die Erteilung der Rückkehrerlaubnis nach § 17 Abſ. 1 und die Bewilligung einer Bewährungs⸗ 
friſt der Genehmigung des Miniſters des Innern. 

(7) Die Zurückweiſung an der Grenze erfolgt durch die Grenzpolizeibehörde. 

(8) Für die Anordnung des Durchtransports iſt die Landespolizeibehörde zuſtändig, deren 
Bezirk der Transport zuerſt berührt. 


(9) Für die Anordnung polizeilicher Ausländerkontrollen iſt die Landespolizeibehörde zuſtändig. 


Rechtsmittel. 
§ 41. 

Gegen eine polizeiliche Verfügung, die in einer Angelegenheit der Ausländerpolizei erlaſſen 
wird, ſteht dem Ausländer, in deſſen Rechte ſie unmittelbar eingreift, innerhalb zweier Wochen, 
nachdem die polizeiliche Verfügung ihm zugeſtellt, zugegangen oder zu ſeiner Kenntnis gekommen 
iſt, die Beſchwerde zu. 

f § 42. 
Zur Entſcheidung über die Beſchwerde iſt zuſtändig: 
1. gegen Verfügungen der Ortspolizeibehörden und der Kreispolizeibehörden der Regierungs⸗ 
präſident; i i 
2. gegen Verfügungen der Regierungspräſidenten und des Polizeipräſidenten in Berlin der * 
Oberpräſident. 2 
§ 43. 
Ein abweiſender Beſchwerdebeſcheid iſt ſchriftlich zu begründen und zuzuſtellen. 


§ 44. 
Die SS 45, 46, § 47 Abſ. 1, SS 48, 52 und 53 des Polizeiverwaltungsgeſetzes finden auf die 
Rechtsmittel in Angelegenheiten der Ausländerpolizei im übrigen entſprechende Anwendung. 


Gebühren und Koſten. 
§ 45. 

In Angelegenheiten der Ausländerpolizei dürfen Gebühren nur nach Maßgabe der geltenden 
geſetzlichen Vorſchriften erhoben werden. 

f § 46. 

(4) Die in Angelegenheiten der Ausländerpolizei entſtehenden Koſten trägt die Polizeibehörde, 
welche die erforderlichen Amtshandlungen, ſei es in eigener Zuſtändigkeit, ſei es auf Erſuchen einer 
anderen Polizeibehörde, vornimmt. 

(2) Die Koſten, die in den zur Zuſtändigkeit der Landespolizeibehörde gehörenden Angelegen⸗ 
heiten der Ausländerpolizei entſtehen, trägt der Staat, auch ſoweit ſie einer anderen Polizeibehörde 
aus der Durchführung der von der Landespolizeibehörde angeordneten Maßnahme erwachſen. 
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(8) Die Koſten der Durchführung der Ausweiſung, des Aufenthaltsverbots, der Zurückſchiebung 
über die Grenze, der Wegweiſung, der Ortsverweiſung oder der Bezirksverweiſung ſind von dem 
Ausländer einzuziehen, wenn die Einziehung unter Berückſichtigung ſeiner wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe keine unbillige Härte bedeuten. 

Strafen. 
§ 47. 

Ein Ausländer, der ſich im Sinne des § 10 unbefugt im preußiſchen Staatsgebiet aufhält, 
wird, ſofern die Tat nicht nach anderen Vorſchriften mit einer höheren Strafe bedroht iſt, mit 
Geldſtrafe bis zu einhundertundfünfzig Reichsmark oder in beſonders ſchweren Fällen mit Haft bis zu 
zwei Wochen beſtraft. 


Allgemeine und Schluß vorſchriften. 
§ 48. 

() In allen Angelegenheiten der Ausländerpolizei kann der Ausländer vor den zuſtändigen 
Polizeibehörden ſich durch andere Perſonen vertreten laſſen oder in deren Beiſtand erſcheinen. Der 
Beibringung einer beſonderen Vertretungsvollmacht bedarf es nicht, wenn ſich aus den Umſtänden 
ergibt, daß der Vertreter Vollmacht erhalten hat. Nachreichung der Vollmacht zu zuläſſig. 

(2) Die Polizeibehörden können das perſönliche Erſcheinen des Ausländers anordnen. 


§ 49. 
Der Aufenthalt eines Ausländers gilt im Sinne dieſer Verordnung nicht als unterbrochen, 
wenn die Unterbrechung aus einem ſeiner Natur nach vorübergehenden Grunde erfolgt. 


§ 50. 
() Ausländer im Sinne dieſer Verordnung iſt, wer weder die Staatsangehörigkeit eines 
deutſchen Landes (mittelbare Reichsangehörigkeit) noch die unmittelbare Reichsangehörigkeit beſitzt. 
(2) Dieſe Verordnung findet keine Anwendung auf ſolche Ausländer: 

1. die das Recht der Exterritorialität genießen; 

2. die als Vorſteher und Beamte der konſulariſchen Vertretungen außerdeutſcher Staaten im 
Reichsgebiet tätig ſind; 

3. die zu den Familien der in Ziffer 2 bezeichneten Perſonen gehören und mit dieſen Perſonen 
in häuslicher Gemeinſchaft leben; 

4. die als Mitglieder von Delegationen und Kommiſſionen außerdeutſcher Regierungen und des 
Völkerbundes im Einverſtändnis mit der Reichsregierung oder der Preußiſchen Staats⸗ 
regierung eingereiſt ſind. 

§ 51. 
Dem Miniſter des Innern bleibt das Recht vorbehalten: 
1. die Friſten des § 3 allgemein oder für beſtimmte Ausländergruppen oder für beſtimmte 
Teile des preußiſchen Staatsgebiets anderweitig feſtzuſetzen; 
2. allgemein oder für beſtimmte Ausländergruppen oder für beſtimmte Teile des preußiſchen 
Staatsgebiets oder im Einzelfall zuzulaſſen, daß in Abweichung von den Vorſchriften 
a) der 88 5, 7 und 8 die Aufenthaltserlaubnis verſagt, zurückgenommen und nachträglich 
eingeſchränkt, 
b) des $ 20 ein Ausländer an der Grenze zurückgewieſen, 
e) der SS 14 und 15 die Ausweiſung angeordnet, 
d) der SS 31 bis 33 die Ausweiſung und die Wegweiſung durchgeführt, 
e) des § 50 Abſ. 2 Ziffer 2 und 3 dieſe Verordnung auch auf die dort bezeichneten Aus⸗ 
länder angewendet werden kann. 


§ 52. 
Die Verordnung des Miniſters des Innern über Rechtsmittel in Angelegenheiten der Aus- 
länderpolizei vom 1. Oktober 1931 (Geſetzſamml. S. 214) wird aufgehoben. 


Dr. Grunau, fol ben. str. 42% 
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§ 53. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1932 in Kraft. Zugleich treten alle früher erlaſſenen 
ausländerpolizeilichen Vorſchriften außer Kraft. 


Berlin, den 27. April 1932. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 
Severing. 


Bekanntmachung. 
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2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. März 1932 
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und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts N 


durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 19 S. 145, ausgegeben am 23. April 1932; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. März 1932 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft | 
in Berlin für den Bau einer 20 000 Volt⸗Leitung zwiſchen Gießen und Wetzlar — aus⸗ ' 
genommen Kraftwerke oder ſolche Schalt- und Umſpannſtationen, die über den Rahmen | 
von Ortsſtationen hinausgehen — 


durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 17 S. 83, ausgegeben am 23. April 1932; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. März 1932 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
A.⸗G. in Eſſen, für den Bau von Anlagen für die Leitung und Verteilung des elektriſchen 
Stromes in den Kreiſen Siegen und Altenkirchen — ausgenommen Leitungen von mehr 
als 50 000 Volt und Kraftwerke oder ſolche Schalt- und Umſpannſtationen, die über den 
Rahmen von Ortsſtationen hinausgehen — 
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